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Evotec AG, Hamburg
ISIN DE 000 566 480 9 
WKN 566 480

Wir laden unsere Aktionäre ein zu der am Dienstag, dem 17. Juni 2014, um  
10.00 Uhr, im Radisson Blu Hotel, Hamburg Airport, Flughafenstrasse 1-3, 
D-22335 Hamburg, stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung 2014.

Die Tagesordnung und die 
Beschlussvorschläge der 
Verwaltung lauten wie folgt:

1.	V orlage des festgestellten Jahresabschlusses und des 
vom Aufsichtsrat gebilligten Konzernabschlusses der 
Evotec AG zum 31. Dezember 2013, der Lageberichte 
für die Evotec AG und den Konzern für das Geschäfts-
jahr 2013, des Berichts des Aufsichtsrats und des er-
läuternden Berichts des Vorstands zu den Angaben 
gemäß §§ 289 Abs. 4, 315 Abs. 4 HGB

	 Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jah-
resabschluss und den Konzernabschluss am 20. März 2014 
gebilligt und den Jahresabschluss damit festgestellt. Somit 
entfällt eine Feststellung durch die Hauptversammlung. Die 
vorgenannten Unterlagen sind der Hauptversammlung, ohne 
dass es nach dem Aktiengesetz einer Beschlussfassung be-
darf, zugänglich zu machen. Die Aktionäre haben auf der 
Hauptversammlung im Rahmen ihres Auskunftsrechts die 
Gelegenheit, Fragen hierzu zu stellen.

2.	B eschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder 
des Vorstands für das Geschäftsjahr 2013

	 Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, den Mitgliedern des 
Vorstands für das Geschäftsjahr 2013 Entlastung zu erteilen.

3.	B eschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder 
des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2013

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des 
Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2013 Entlastung zu ertei-
len.

4.	B eschlussfassung über die Bestellung des Abschluss-
prüfers und Konzernabschlussprüfers für das Ge-
schäftsjahr 2014

	 Gestützt auf die Empfehlung des Prüfungsausschusses 
schlägt der Aufsichtsrat vor, die Ernst & Young GmbH Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft („E&Y“), Rothenbaumchaussee 78, 
20148 Hamburg, zum Abschluss-, zum Konzernabschluss-
prüfer und – sofern diese durchgeführt wird – zum Prüfer für 
die prüferische Durchsicht von Zwischenfinanzberichten für 
das Geschäftsjahr 2014 zu bestellen.

	 Der Aufsichtsrat hat vor Unterbreitung des Wahlvorschlags 
die vom Deutschen Corporate Governance Kodex vorgese-
hene Erklärung der E&Y zu deren Unabhängigkeit eingeholt.
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5.	 Neuwahl zum Aufsichtsrat

	 Die Amtszeit sämtlicher Mitglieder des Aufsichtsrats endet 
nach § 8 Absatz 3 der Satzung mit dem Ablauf dieser Haupt-
versammlung. Eine Wiederwahl des Aufsichtsrats ist gemäß 
§ 8 Absatz 3 der Satzung zulässig.

	 Der Aufsichtsrat der Gesellschaft hat aus sechs Personen zu 
bestehen (§ 8 Absatz 1 der Satzung, §§ 95, 96 Absatz 1, 
101 Absatz 1 AktG), die von der Hauptversammlung gewählt 
werden. § 1 DrittelbG findet keine Anwendung. Die Haupt-
versammlung ist an Wahlvorschläge nicht gebunden.

	 Gestützt auf die Empfehlungen des Vergütungs- und No-
minierungsausschusses schlägt der Aufsichtsrat vor, die 
folgenden Personen im Wege der Einzelwahl jeweils für die 
Dauer bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über 
die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das Ge-
schäftsjahr 2018 der Gesellschaft zu beschließen hat, in den 
Aufsichtsrat zu wählen:

	 5.1.	Herr Prof. Dr. Wolfgang Plischke, Aschau im 
Chiemgau, Deutschland, selbständiger Berater

Herr Prof. Dr. Plischke gehörte vom 01. März 2006 bis zu  
seinem Ausscheiden am 29. April 2014 dem Vorstand 
der Bayer AG an. Er war verantwortlich für Technologie, 
Innovation und Nachhaltigkeit und betreute die Region 
Asien/Pazifik. 

Weitere Einzelheiten zum Lebenslauf von Herrn  
Prof. Dr. Plischke finden sich im Internet unter  
http://www.evotec.com in der Rubrik „Investoren“, 
„Termine/Hauptversammlung“, „Hauptversammlung“.

Herr Prof. Dr. Plischke ist derzeit nicht Mitglied in ge-
setzlich zu bildenden inländischen Aufsichtsräten oder 
in vergleichbaren Kontrollgremien im In- oder Ausland. 
Der Vollständigkeit halber sei aber darauf hingewiesen, 
dass eine Wahl von Herrn Prof. Dr. Plischke in den Auf-
sichtsrat der Bayer AG in der Hauptversammlung 2016 
vorgesehen ist. Zudem gehört Herr Prof. Dr. Plischke 
den Vorständen der Walter-Siegenthaler-Gesellschaft 
und der Robert-Koch-Stiftung an. Herr Prof. Dr. Plischke 
ist darüber hinaus Vizepräsident des European Chemical 
Industry Council (CEFIC) sowie Vorsitzender des „Re-
search and Innovation“-Programms der CEFIC und des 
Ausschusses „Gesundheitswirtschaft“ des Bundesver-
bands der Deutschen Industrie (BDI).

Herr Prof. Dr. Plischke ist 1951 geboren und deutscher 
Staatsbürger.

Herr Prof. Dr. Plischke verfügt über umfassende Erfah-
rungen in den Bereichen Forschung und Entwicklung so-
wie Vertrieb und Marketing. Diese Erfahrungen sind von 
großem Wert für die Evotec AG.

	 5.2.	Herr Dr. Walter Wenninger, Leverkusen, Deutsch-
land, selbständiger Berater

			   Herr Dr. Wenninger wurde im Juni 2009 in den Auf-
sichtsrat der Evotec AG berufen und im Juni 2013 zum 
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Vorsitzenden des Aufsichtsrats gewählt. Durch seine 
Führungspositionen in der internationalen Pharmaindu-
strie verfügt er über umfassende und langjährige Er-
fahrungen in den Bereichen strategisches Management, 
Forschung und Entwicklung sowie Vertrieb und Marke-
ting.

			   Weitere Einzelheiten zum Lebenslauf von Herrn  
Dr. Wenninger finden sich im Internet unter  
http://www.evotec.com in der Rubrik „Investoren“, 
„Termine/Hauptversammlung“, „Hauptversammlung“.

			   Herr Dr. Wenninger hat folgende Mandate in anderen 
gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten und vergleich-
baren in- und ausländischen Kontrollgremien inne:

			   -		Noxxon Pharma AG, Berlin, Deutschland, (Vorsitzen-
der des Aufsichtsrats)

			   -		Santaris Pharma A/S, Hoersholm, Dänemark, (Non-
Executive Chairman des Board of Directors)

			   -		Novo A/S, Hellerup, Dänemark, (Mitglied der Advisory 
Group)

			   Herr Dr. Wenninger ist 1938 geboren und deutscher 
Staatsbürger.

	 5.3.	Herr Dr. Claus Braestrup, Kopenhagen, Dänemark, 
selbständiger Berater

			   Herr Dr. Braestrup wurde im Juni 2013 in den Aufsichts-
rat der Evotec AG gewählt. Er verfügt über besondere 
Fähigkeiten im Bereich der Wirkstoffforschung sowie 
umfangreiche Erfahrung, die er in leitenden Funktionen 
bei öffentlich gehandelten internationalen Pharmaunter- 
nehmen erworben hat.

			   Weitere Einzelheiten zum Lebenslauf von Herrn  
Dr. Braestrup finden sich im Internet unter  
http://www.evotec.com in der Rubrik „Investoren“, 
„Termine/Hauptversammlung“, „Hauptversammlung“.

			   Herr Dr. Braestrup hat folgende weitere Aufsichtsrats-
mandate sowie Mandate in vergleichbaren in- und aus-
ländischen Kontrollgremien inne:

 
			   -		Saniona AB (vorher Aniona ApS), Ballerup, Dänemark, 

(Non-Executive Chairman des Board of Directors)
			   -		Bavarian Nordic A/S, Kvistgaard, Dänemark, (Non-

Executive Member des Board of Directors)
			   -		Santaris Pharma A/S, Hoersholm, Dänemark, (Non-

Executive Member des Board of Directors)
			   -		Evolva SA, Basel, Schweiz, (Non-Executive Member 

des Board of Directors) und 
			   -		Gyros AB, Uppsala, Schweden, (Non-Executive Mem-

ber des Board of Directors)

Dr. Braestrup ist 1945 geboren und dänischer Staats-
bürger.



05

	 5.4.	Herr Bernd Hirsch, Neuler, Deutschland, Finanz-
vorstand der Symrise AG

Herr Hirsch wurde im Dezember 2013 auf Antrag durch 
das Registergericht Hamburg als Mitglied des Aufsichts-
rats der Evotec AG bestellt. 

Weitere Einzelheiten zum Lebenslauf von Herrn Hirsch 
finden sich im Internet unter http://www.evotec.com in 
der Rubrik „Investoren“, „Termine/Hauptversammlung“, 
„Hauptversammlung“.

Herr Hirsch ist derzeit nicht Mitglied in gesetzlich zu bil-
denden inländischen Aufsichtsräten oder in vergleich-
baren Kontrollgremien im In- oder Ausland. Beratertä-
tigkeiten oder sonstige Tätigkeiten übt er nicht aus. 

Herr Hirsch ist 1970 geboren und deutscher Staatsbürger.

Herr Hirsch erscheint insbesondere aufgrund seines 
Werdegangs und seiner Ausbildung zum Dipl.-Kfm. 
als Mitglied des Aufsichtsrats und Vorsitzender des 
Prüfungsausschusses geeignet. Er verfügt über Sach-
verstand auf den Gebieten Rechnungslegung und Ab-
schlussprüfung gem. § 100 Abs. 5 und § 107 Abs. 4 
AktG und erfüllt die Voraussetzungen des unabhängigen 
„Financial Expert“ im Sinne von Ziff. 5.3.2 S. 2 und 3 
Deutscher Corporate Governance Kodex.

	 5.5.	Frau Prof. Dr. Iris Löw-Friedrich, Ratingen, 
Deutschland, Vorstand (Chief Medical Officer) der 
UCB S.A.

Frau Prof. Dr. Löw-Friedrich ist seit April 2013 Chief Me-
dical Officer und Executive Vice President Biopharma 
Development Solutions der UCB S.A., Brüssel (Belgien). 

Weitere Einzelheiten zum Lebenslauf von Frau  
Prof. Dr. Löw-Friedrich finden sich im Internet unter 
http://www.evotec.com in der Rubrik „Investoren“, 
„Termine/Hauptversammlung“, „Hauptversammlung“.

Frau Prof. Dr. Löw-Friedrich hat folgende weitere Auf-
sichtsratsmandate sowie Mandate in vergleichbaren in- 
und ausländischen Kontrollgremien inne: 

			   -		Wilex AG, München, Deutschland, (Mitglied des Auf-
sichtsrats)

Frau Prof. Dr. Löw-Friedrich ist 1960 geboren und deut-
sche Staatsbürgerin.

Mit ihrer klinischen Expertise ergänzt Frau Prof. Dr.  
Löw-Friedrich den möglichen Aufsichtsrat der Evotec AG 
ideal und erweitert dessen Kompetenzspektrum.

	 5.6.	Herr Prof. Dr. Paul Linus Herrling, Kuesnacht, 
Schweiz, selbständiger Berater

Herr Prof. Dr. Herrling war Leiter der weltweiten For-
schung von Novartis Pharma AG und ist seit Januar 
2012 Chairman of the Board des Novartis Institute for 
Tropical Diseases und Vice President of the Board des 
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Federal Institutes of Technology (ETH Board) sowie Be-
rater der Novartis AG. 

Weitere Einzelheiten zum Lebenslauf von Herrn  
Prof. Dr. Herrling finden sich im Internet unter  
http://www.evotec.com in der Rubrik „Investoren“, 
„Termine/Hauptversammlung“, „Hauptversammlung“.

Herr Prof. Dr. Herrling hat folgende weitere Aufsichts-
ratsmandate sowie Mandate in vergleichbaren in- und 
ausländischen Kontrollgremien inne: 

			   -		Novartis Institute for Functional Genomics, La Jolla, 
USA, (Mitglied des Boards)

			   -		Novartis International Pharmaceuticals, Hamilton, 
USA, (Mitglied des Boards)

			   -		Novartis Institute for Tropical Diseases Ltd, Singapur, 
(Vorsitzender des Boards)

			   -		Board of Trustees Foundation for NIH, USA (Mitglied 
des Board of Directors)

			   -		ETH Rat, Bern, Schweiz (Vice President)
			   -		Board of Trustees University of Basel, Basel, Schweiz, 

(Mitglied des Boards)

Darüber hinaus ist Herr Prof. Dr. Herrling Mitglied des  
Scientific Advisory Committee – Drugs for Neglected 
Diseases (DNDi), des Advisory Board des Departmente 
Chemie an der Universität Basel sowie des Scientific 
Advisory Board of H3D, Kapstadt, Südafrika, Medidata 
New York, USA, und des Human Brain Project der Euro-
päischen Union.

Herr Prof. Dr. Herrling ist 1946 geboren und Schweizer 
Staatsbürger.

Mit seiner umfangreichen fachlichen und beruflichen Ex-
pertise ergänzt Herr Prof. Dr. Herrling ideal das bereits 
vorhandene Kompetenzspektrum des möglichen Auf-
sichtsrats der Evotec AG.

Nach Ansicht des Aufsichtsrats bestehen bei den vor-
geschlagenen Kandidaten keine persönlichen oder ge-
schäftlichen Beziehungen zur Evotec AG oder deren 
Konzernunternehmen, den Organen der Evotec AG oder 
einem wesentlich an der Evotec AG beteiligten Aktionär, 
die nach Ziffer 5.4.1 des Deutschen Corporate Gover-
nance Kodex in der Fassung vom 13. Mai 2013 (DCGK) 
offenzulegen wären oder Hinweise auf einen Interes-
senskonflikt im Sinne der Ziffer 5.5 DCGK oder eine feh-
lende Unabhängigkeit im Sinne der Ziffer 5.4.2 DCGK.

Der Aufsichtsrat hat bei seinen Wahlvorschlägen die von 
ihm entsprechend den Empfehlungen des Deutschen 
Corporate Governance Kodex festgesetzten Ziele für die 
Zusammensetzung des Aufsichtsrats berücksichtigt.

Dem Votum des Aufsichtsrats in seiner bisherigen Be-
setzung folgend, ist vorgesehen, dass Herr Prof. Dr. 
Wolfgang Plischke zum Vorsitzenden des Aufsichtsrats 
und Herr Dr. Walter Wenninger zu dessen Stellvertreter 
gewählt werden.
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6.	B eschlussfassung über eine Änderung der Satzung in 
§ 12 (Vergütung der Mitglieder des Aufsichtsrats)

	 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, wie folgt zu beschlie-
ßen:

	 6.1.	In § 12 Absatz 1 der Satzung in der bisherigen 
Fassung wird die Jahresangabe „2013“ durch die 
Jahresangabe „2014“ ersetzt.

			   § 12 Absatz 1 der Satzung in seiner geänderten Fassung 
lautet sodann:

			   „(1)	Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten neben 
dem Ersatz ihrer nachgewiesenen Auslagen sowie 
der etwa auf ihre Vergütung und Auslagen entfal-
lenden Umsatzsteuer für jedes Geschäftsjahr, be-
ginnend mit dem Geschäftsjahr 2014, eine feste 
Vergütung nach Maßgabe der nachfolgenden Be-
stimmungen.“

	 6.2.	§ 12 Absatz 2 der Satzung in der bisherigen Fas-
sung wird aufgehoben und durch folgenden Ab-
satz 2 ersetzt: 

			   „(2)	Die feste, nach Ablauf des Geschäftsjahres zahl-
bare jährliche Vergütung beträgt Euro 30.000,00 
je einfaches Aufsichtsratsmitglied. Der Vorsitzen-
de des Aufsichtsrats erhält Euro 75.000,00, sein 
Stellvertreter Euro 45.000,00. Mitglieder von Aus-
schüssen des Aufsichtsrats erhalten je Ausschuss-
Mitgliedschaft Euro 5.000,00; der Vorsitzende 
eines Ausschusses erhält jeweils Euro 20.000,00. 
Die vorstehenden Beträge für Funktionen in Aus-
schüssen setzen voraus, dass der betreffende Aus-
schuss im Geschäftsjahr getagt hat.“

Freiwilliger Bericht des Vorstands an die Hauptversamm-
lung zu Punkt 6 der Tagesordnung:

Die Summe der an die Mitglieder des Aufsichtsrats zu zahlenden 
festen Vergütung wird um insgesamt € 20.000,00 von insge-
samt € 280.000,00 auf € 300.000,00 angehoben, nachdem die 
erfolgsorientierte Vergütung bereits mit Wirkung für 2013 er-
satzlos gestrichen wurde. 

Nach Ansicht der Gesellschaft ist diese mäßige Anhebung der 
Aufsichtsratsvergütung angemessen, nachdem diese seit 2009 
nicht mehr der Höhe nach angepasst wurde. Insgesamt berück-
sichtigt die vorgeschlagene Vergütung die stetig steigenden An-
forderungen an die Mitglieder des Aufsichtsrats und ermöglicht 
es, auch im internationalen Vergleich herausragende Persönlich-
keiten für den Aufsichtsrat zu gewinnen und sie zu halten.
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7.	B eschlussfassung über die Schaffung eines neuen ge-
nehmigten Kapitals mit der Möglichkeit zum Bezugs-
rechtsausschluss und Änderung von § 5 Abs. 4 der 
Satzung (Genehmigtes Kapital 2014)

Durch Beschluss der Hauptversammlung vom 14. Juni 2012 
wurde der Vorstand der Gesellschaft ermächtigt, das 
Grundkapital der Gesellschaft bis zum 13. Juni 2017 mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats um bis zu € 23.663.172,00 
durch ein- oder mehrmalige Ausgabe von insgesamt bis zu 
23.663.172 neuen, auf den Inhaber lautenden Stammaktien 
ohne Nennbetrag (Stückaktien) zu erhöhen (Genehmigtes 
Kapital 2012). Hiervon hat die Gesellschaft in 2013 durch 
eine Kapitalerhöhung in Höhe von € 11.818.613,00 durch 
Ausgabe von 11.818.613 neuen, auf den Inhaber lautenden 
Stammaktien ohne Nennbetrag (Stückaktien) teilweise Ge-
brauch gemacht.

Um die Gesellschaft auch künftig in die Lage zu versetzen, 
ihre Eigenkapitalausstattung den Erfordernissen entspre-
chend rasch und flexibel anpassen zu können, soll ein neues, 
aufgestocktes genehmigtes Kapital geschaffen werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, wie folgt zu 
beschließen:

Unter Aufhebung der bestehenden satzungsmäßigen Ermäch- 
tigung des Vorstands zu Kapitalerhöhungen gemäß § 5 Ab-
satz 4 der Satzung (Genehmigtes Kapital 2012) wird mit 
Wirkung zum Zeitpunkt der Eintragung der hiermit beschlos-
senen Satzungsänderung in das Handelsregister des Amts-
gerichts Hamburg ein genehmigtes Kapital durch Neufas-
sung von § 5 Absatz 4 der Satzung wie folgt neu geschaffen:

	 „(4)	Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Ge-
sellschaft bis zum 16. Juni 2019 mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats um bis zu Euro 32.865.048,00 durch ein-
malige oder mehrmalige Ausgabe von insgesamt bis zu 
32.865.048 neuen, auf den Inhaber lautenden Stamm-
aktien ohne Nennbetrag (Stückaktien) gegen Bar- und/
oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 
2014). Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugs-
recht zu. Die neuen Aktien können auch von einem oder 
mehreren Kreditinstituten mit der Verpflichtung über-
nommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzu-
bieten.

			   Der Vorstand ist ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktio-
näre mit Zustimmung des Aufsichtsrats ein- oder mehr-
malig auszuschließen:

			   a)	soweit es erforderlich ist, um etwaige Spitzenbeträge 
von dem Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen;

			   b)	soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von Op-
tions- oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten aus 
Options- oder Wandelschuldverschreibungen ein Be-
zugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewäh-
ren, wie es ihnen nach Ausübung des Options- bzw. 
Wandlungsrechts oder der Erfüllung der Wandlungs-
pflicht als Aktionär zustünde;
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			   c)	bis zu einem rechnerischen Nennbetrag in Höhe von 
insgesamt Euro 600.000,00, wenn die Kapitalerhö-
hung zur Ausgabe von Belegschaftsaktien erfolgt;

			   d)	soweit die neuen Aktien gegen Bareinlagen aus-
gegeben werden und der auf die neu auszuge-
benden Aktien insgesamt entfallende anteilige Be-
trag des Grundkapitals den Betrag von insgesamt  
Euro 13.146.019,00 oder, sollte dieser Betrag nied-
riger sein, von insgesamt 10% des zum Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens und zum Zeitpunkt der erstmaligen 
Ausübung dieser Ermächtigung zum Bezugsrechts- 
ausschluss (der „Höchstbetrag“) bestehenden Grund- 
kapitals nicht überschreitet und der Ausgabepreis der 
neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsenno-
tierten Aktien der Gesellschaft gleicher Ausstattung 
zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Aus-
gabepreises nicht wesentlich unterschreitet;

			   e)	soweit die neuen Aktien gegen Sacheinlage, insbe-
sondere in Form von Unternehmen, Teilen von Un-
ternehmen, Beteiligungen an Unternehmen, Lizenz-
rechten oder Forderungen ausgegeben werden und 
der auf die neu auszugebenden Aktien entfallende 
anteilige Betrag des Grundkapitals den Betrag von 
Euro 32.865.048,00 des zum Zeitpunkt des Wirk- 
samwerdens dieser Ermächtigung zum Bezugsrechts-
ausschluss bestehenden Grundkapitals nicht über-
schreitet.

Auf den Höchstbetrag ist das auf diejenigen Aktien ent-
fallende Grundkapital anzurechnen, welche zur Bedie-
nung von Wandel- und/oder Optionsschuldverschrei-
bungen ausgegeben werden oder auszugeben sind, die 
nach dem 17. Juni 2014 in entsprechender Anwendung 
von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des 
Bezugsrechts ausgegeben werden, oder die nach dem  
17. Juni 2014 in entsprechender Anwendung von § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert werden. Eine erfolgte An-
rechnung entfällt, soweit Ermächtigungen zur Ausgabe 
von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen 
gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
oder zur Veräußerung von eigenen Aktien gemäß § 71 
Abs. 1 Nr. 8, § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG nach einer Aus-
übung solcher Ermächtigungen, die zur Anrechnung ge-
führt haben, von der Hauptversammlung erneut erteilt 
werden.

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhö-
hung sowie die Bedingungen der Aktienausgabe festzu-
legen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, § 5 der Satzung 
nach vollständiger oder teilweiser Durchführung der Er-
höhung des Grundkapitals entsprechend der jeweiligen 
Inanspruchnahme des genehmigten Kapitals und nach 
Ablauf der Ermächtigungsfrist anzupassen.“



Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung über 
den Ausschluss des Bezugsrechts zu Punkt 7 der Tages-
ordnung gemäß §§ 203 Abs. 2, 186 Abs. 3, Abs. 4 Satz 2 
AktG:

Die Erteilung einer Ermächtigung zur Erhöhung des Grundka-
pitals (Genehmigtes Kapital 2014) soll der Verwaltung für die 
folgenden fünf Jahre die Möglichkeit geben, sich im Bedarfs-
fall rasch und flexibel erforderlich werdendes Eigenkapital 
beschaffen zu können. Dabei ist die Verfügbarkeit von Finan-
zierungsinstrumenten unabhängig vom Turnus der jährlichen 
ordentlichen Hauptversammlungen von besonderer Wichtigkeit, 
da der Zeitpunkt, zu dem entsprechende Mittel beschafft wer-
den müssen, nicht im Voraus bestimmt werden kann. Etwaige 
Transaktionen können im Wettbewerb mit anderen Unterneh-
men zudem häufig nur erfolgreich durchgeführt werden, wenn 
gesicherte Finanzierungsinstrumente bereits zum Zeitpunkt des 
Verhandlungsbeginns zur Verfügung stehen. Der Gesetzgeber 
hat dem sich daraus ergebenden Bedürfnis der Unternehmen 
Rechnung getragen und räumt Aktiengesellschaften die Mög-
lichkeit ein, die Verwaltung zeitlich befristet und betragsmäßig 
beschränkt zu ermächtigen, das Grundkapital ohne einen wei-
teren Hauptversammlungsbeschluss zu erhöhen. Vorstand und 
Aufsichtsrat schlagen der Hauptversammlung daher vor, eine 
solche Ermächtigung zu erteilen.

Bei Ausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe neuer Aktien 
ist den Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. 
Damit können alle Aktionäre im Verhältnis ihrer Beteiligung 
an einer Kapitalerhöhung teilhaben und sowohl ihren Stimm-
rechtseinfluss als auch ihre wertmäßige Beteiligung an der Ge-
sellschaft aufrecht erhalten. Dies gilt insbesondere auch dann, 
wenn die neuen Aktien den Aktionären nicht unmittelbar zum 
Bezug angeboten werden, sondern unter Einschaltung eines 
oder mehrerer Kreditinstitute, sofern diese verpflichtet sind, die 
übernommenen Aktien den Aktionären im Wege des sog. mittel-
baren Bezugsrechts zum Bezug anzubieten. Der Beschlussvor-
schlag sieht daher eine entsprechende Regelung vor.

Die in Buchstabe a) vorgeschlagene Ermächtigung des Vor-
stands, mit Zustimmung des Aufsichtsrats etwaige Spitzenbe-
träge von dem Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, dient 
dazu, im Hinblick auf den Betrag der jeweiligen Kapitalerhöhung 
ein praktikables Bezugsrechtsverhältnis darstellen zu können. 

Der in Buchstabe b) weiter vorgesehene Bezugsrechtsausschluss  
zum Zweck der Gewährung von Bezugsrechten an die Inhaber 
von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. an die Wandlungs-
verpflichteten aus Wandelschuldverschreibungen ist erforderlich 
und angemessen, um sie im gleichen Maße wie Aktionäre vor ei-
ner Verwässerung ihrer Rechte schützen zu können. Zur Gewähr-
leistung eines solchen Verwässerungsschutzes ist es erforder-
lich, den Inhabern von Wandlungs- und Optionsrechten bzw. den  
Wandlungsverpflichteten ein Bezugsrecht auf die neuen Aktien in 
der Weise zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Wand-
lungs- bzw. Optionsrechte oder Erfüllung der Wandlungspflich-
ten zustünde. Mit einer solchen Bezugsrechtsgewährung ent-
fiele die Notwendigkeit, den Wandlungs- bzw. Optionspreis für 
die nach Maßgabe der Bedingungen der Wandel- bzw. Options-
schuldverschreibungen auszugebenden Aktien zu ermäßigen.

Die in Buchstabe c) vorgesehene Ermächtigung zum Ausschluss 
des Bezugsrechts soll es der Verwaltung ermöglichen, die Mit-
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arbeiter der Gesellschaft durch Ausgabe von Belegschaftsaktien 
am Gesellschaftskapital zu beteiligen, um sie dadurch zu einem 
besonderen Einsatz für die Gesellschaft zu motivieren und en-
ger an die Gesellschaft zu binden. Vorstand und Aufsichtsrat 
werden jeweils im Einzelfall prüfen, wie weit es im Interesse 
der Gesellschaft liegt, unter Ausnutzung des genehmigten Kapi-
tals Belegschaftsaktien auszugeben, anstatt auf der Grundlage 
der bestehenden Ermächtigungen oder noch zu beschließender 
künftiger Ermächtigungen Optionen auf den Bezug junger Ak-
tien auszugeben.

Die in Buchstabe d) vorgesehene Ermächtigung, bei Ausgabe 
neuer Aktien gegen Bareinlagen das Bezugsrecht der Aktionäre 
einmalig oder mehrmals für einen Teilbetrag des genehmigten 
Kapitals auszuschließen, der 10% des derzeitigen Grundkapi-
tals und 10% des bei erstmaliger Ausübung der Ermächtigung 
bestehenden Grundkapitals nicht übersteigt, stützt sich auf die 
Bestimmung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG. Die Begrenzung 
des Ermächtigungsbetrags für eine solche Kapitalerhöhung auf 
10% des Grundkapitals und das Erfordernis, dass der Ausgabe-
betrag der neuen Aktien den jeweiligen Börsenkurs der schon 
notierten Aktien zum Zeitpunkt der Ausgabe nicht wesentlich 
unterschreiten darf, stellen sicher, dass der Schutzbereich des 
Bezugsrechts, nämlich die Sicherung der Aktionäre vor einem 
Einflussverlust und einer Wertverwässerung, nicht bzw. nur in 
einem zumutbaren Maße berührt wird. Der Einfluss der vom 
Bezug ausgeschlossenen Aktionäre kann durch Nachkauf über 
die Börse gesichert werden; durch die Beschränkung des Be-
zugsrechtsausschlusses auf eine Kapitalerhöhung, die 10% 
des Grundkapitals nicht übersteigt, ist angesichts des liquiden 
Markts für Evotec-Aktien gewährleistet, dass ein solcher Nach-
kauf über die Börse auch tatsächlich realisiert werden kann. Für 
die Gesellschaft führt die bezugsrechtsfreie Kapitalerhöhung zu 
einer größtmöglichen Kapitalschöpfung und zu optimalen Erlö-
sen. Die Gesellschaft wird insbesondere in die Lage versetzt, 
auf günstige Börsensituationen schnell und flexibel reagieren 
zu können. Zwar gestattet § 186 Abs. 2 Satz 2 AktG eine Ver-
öffentlichung des Bezugspreises bis spätestens drei Tage vor 
Ablauf der (mindestens zweiwöchigen) Bezugsfrist. Angesichts 
der Volatilität an den Aktienmärkten ist aber auch in diesem 
Fall ein Marktrisiko, namentlich ein Kursänderungsrisiko, über 
mehrere Tage in Rechnung zu stellen, das zu Sicherheitsab-
schlägen bei der Festlegung des Veräußerungspreises und so 
zu nicht marktnahen Konditionen führen kann. Zudem kann 
die Gesellschaft bei Einräumung eines Bezugsrechts wegen der 
Länge der Bezugsfrist nicht kurzfristig auf günstige Marktver-
hältnisse reagieren. Die Ermächtigung zum Ausschluss des Be-
zugsrechts liegt damit im Interesse der Gesellschaft und ihrer 
Aktionäre. Zum weiteren Schutz der Aktionäre vor Einflussver-
lust und Wertverwässerung ist die Ermächtigung für einen Be-
zugsrechtsausschluss dadurch begrenzt, dass andere, wie eine 
bezugsrechtslose Barkapitalerhöhung wirkende Kapitalmaß-
nahme auf den Höchstbetrag angerechnet werden, bis zu dem 
eine Barkapitalerhöhung unter Bezugsrechtsausschluss erfolgen 
kann. So sieht die Ermächtigung vor, dass eine Veräußerung 
von Aktien, die die Gesellschaft aufgrund der Ermächtigung der 
Hauptversammlung gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG erworben und 
gegen Barzahlung an Dritte veräußert hat, ohne den Aktionären 
den Bezug dieser Aktien anzubieten, den Höchstbetrag ebenso 
reduziert, wie eine zukünftige Ausgabe von Options- und/oder 
Wandelschuldverschreibungen, soweit den Aktionären kein Be-
zugsrecht an ihnen eingeräumt wird.
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Die vorstehende Anrechnung soll jedoch wieder entfallen, so-
weit nach einer Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuld-
verschreibungen in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3  
Satz 4 AktG, die zu einer Anrechnung auf den Höchstbetrag ge-
führt hat, die Hauptversammlung eine neue Ermächtigung zur 
Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen 
mit der Möglichkeit zum erleichterten Bezugsrechtsausschluss 
in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
beschließt oder die Hauptversammlung erneut eine Ermächti-
gung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien mit der 
Möglichkeit zum erleichterten Bezugsrechtsausschluss in ent-
sprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erteilt. 
Denn in diesen Fällen hat die Hauptversammlung erneut über 
die Ermächtigung zu einem erleichterten Bezugsrechtsaus-
schluss entschieden, so dass der Grund der Anrechnung auf 
den Höchstbetrag wieder entfallen ist. Soweit erneut eigene 
Aktien oder Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen 
unter erleichtertem Bezugsrechtsausschluss ausgegeben wer-
den können, soll die Ermächtigung zum erleichterten Bezugs-
rechtsausschluss für die (Rest-)Laufzeit der Ermächtigung mit 
anderen Worten auch wieder für die Ausgabe neuer Aktien aus 
dem genehmigten Kapital bestehen. Mit Inkrafttreten der neu-
en Ermächtigung zum erleichterten Bezugsrechtsausschluss 
fällt nämlich die durch die Ausgabe eigener Aktien gemäß § 71  
Abs. 1 Nr. 8, § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG bzw. die durch die Aus-
gabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen 
mit der Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss entsprechend  
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG entstandene Sperre hinsichtlich der 
Ausgabe neuer Aktien aus dem genehmigten Kapital weg. Da 
die Mehrheitsanforderungen an einen solchen Beschluss mit 
denen eines Beschlusses über die Ermächtigung zur Ausgabe 
neuer Aktien aus dem genehmigten Kapital unter erleichtertem 
Bezugsrechtsausschluss entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
identisch sind, ist in der Beschlussfassung der Hauptversamm-
lung über die Schaffung einer neuen Ermächtigung zum Bezugs-
rechtsausschluss gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG im Rahmen 
der Veräußerung eigener Aktien oder einer neuen Ermächti-
gung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldver-
schreibungen mit der Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss 
entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zugleich auch eine 
Bestätigung hinsichtlich des Ermächtigungsbeschlusses zur Aus-
gabe neuer Aktien aus dem genehmigten Kapital gemäß § 203  
Abs. 2, § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu sehen. 

Im Falle einer erneuten Ausübung einer Ermächtigung zum 
Bezugsrechtsausschluss in direkter oder entsprechender An-
wendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfolgt die Anrechnung 
erneut. Im Ergebnis führt diese Regelung dazu, dass (i) der Vor-
stand ohne erneute Beschlussfassung der Hauptversammlung 
während der (Rest-)Laufzeit der Ermächtigung insgesamt nur 
einmal vom erleichterten Bezugsrechtsausschluss gemäß oder 
entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG Gebrauch machen kann 
und (ii) im Falle einer erneuten Beschlussfassung der Haupt-
versammlung der Vorstand während der (Rest-)Laufzeit der Er-
mächtigung wieder frei in der Wahl ist, ob er von den Erleichte-
rungen des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG innerhalb der gesetzlichen 
Grenzen im Zusammenhang mit Barkapitalerhöhungen aus ge-
nehmigtem Kapital Gebrauch macht.

Die in Buchstabe e) vorgeschlagene Ermächtigung zum Bezugs-
rechtsausschluss soll der Gesellschaft insbesondere den Erwerb 
von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an 
Unternehmen, von Lizenzrechten oder Forderungen gegen Ge-
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währung von Aktien ermöglichen. Dies ist eine übliche Form der 
Akquisition. Die Praxis zeigt, dass in vielen Fällen die Inhaber 
attraktiver Akquisitionsobjekte als Gegenleistung insbesondere 
für die Veräußerung ihrer Anteile oder eines Unternehmens die 
Verschaffung von Aktien der erwerbenden Gesellschaft verlan-
gen. Um auch solche Akquisitionsobjekte erwerben zu können, 
muss die Gesellschaft die Möglichkeit haben, ihr Grundkapital 
unter Umständen sehr kurzfristig gegen Sacheinlage unter Aus-
schluss des Bezugsrechts der Aktionäre zu erhöhen. Außerdem 
wird es der Gesellschaft ermöglicht, Unternehmen, Unterneh-
mensteile oder Beteiligungen an Unternehmen sowie sonstige 
Vermögensgegenstände, wie z. B. auch Lizenzrechte oder For-
derungen gegen die Gesellschaft, zu erwerben, ohne dabei über 
Gebühr die eigene Liquidität in Anspruch nehmen zu müssen. 
Im Hinblick auf den bei solchen Sachkapitalerhöhungen not-
wendigen Ausschluss des Bezugsrechts schlagen Vorstand und 
Aufsichtsrat vor, den Handlungsrahmen für solche Kapitalerhö-
hungen ebenfalls auf rund 25% des bestehenden Grundkapitals 
zu begrenzen.

Aufgrund der vorstehenden Ausführungen ist die Ermächtigung 
zum Bezugsrechtsausschluss in allen fünf Fällen in den um-
schriebenen Grenzen erforderlich und im Interesse der Gesell-
schaft geboten.

Der Vorstand wird im Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der 
Ermächtigung zur Kapitalerhöhung unter Bezugsrechtsaus-
schluss Gebrauch macht, falls sich die Möglichkeiten zum Erwerb 
von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an 
Unternehmen oder sonstiger Vermögensgegenstände konkreti-
sieren und dabei auch sorgfältig abwägen, ob als Gegenleistung 
zu übertragende Aktien ganz oder teilweise durch eine Kapi-
talerhöhung oder durch Erwerb eigener Aktien beschafft wer-
den. Der Vorstand wird das Bezugsrecht der Aktionäre nur dann 
ausschließen, wenn der Erwerb gegen Ausgabe von Aktien der 
Gesellschaft in ihrem wohl verstandenen Interesse liegt. Der 
Aufsichtsrat wird seine erforderliche Zustimmung zur Ausnut-
zung des genehmigten Kapitals unter Ausschluss des Bezugs-
rechts der Aktionäre nur dann erteilen, wenn die beschriebenen 
sowie sämtliche gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt sind. Über 
die Einzelheiten der Ausnutzung des genehmigten Kapitals wird 
der Vorstand in der Hauptversammlung berichten, die auf eine 
etwaige Ausnutzung des genehmigten Kapitals folgt.

Vorlagen an die Aktionäre

Vom Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung an lie-
gen in den Geschäftsräumen der Evotec AG, Essener Bogen 7, 
22419 Hamburg, folgende Unterlagen zur Einsicht der Aktionäre 
während der üblichen Geschäftszeiten aus und sind ab diesem 
Zeitpunkt im Internet unter http://www.evotec.com in der Ru-
brik „Investoren“, „Termine/Hauptversammlung“, „Hauptver-
sammlung“ zugänglich:

•	 Die in Punkt 1 der Tagesordnung genannten Unterlagen;
•	 Der freiwillige Bericht des Vorstands zu Punkt 6 der Tages-

ordnung;
•	 Der Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung über 

den Ausschluss des Bezugsrechts zu Punkt 7 der Tagesord-
nung gemäß §§ 203 Abs. 2, 186 Abs. 3, Abs. 4 Satz 2 AktG;

•	 Der Bericht des Vorstands über den Grund für den Aus-
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schluss des Bezugsrechts nach § 203 Abs. 2 Satz 2 AktG 
i.V.m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG im Zusammenhang mit der 
am 28./29. August 2013 durchgeführten Barkapitalerhöhung

Auf Wunsch wird jedem Aktionär von der Gesellschaft unver-
züglich und kostenlos eine Abschrift der vorgenannten Unterla-
gen erteilt. Es wird darauf hingewiesen, dass der gesetzlichen 
Verpflichtung mit der Zugänglichmachung auf der Internetseite 
der Gesellschaft Genüge getan ist. Daher wird die Gesellschaft 
lediglich einen Zustellversuch mit einfacher Post unternehmen. 
Die Unterlagen werden auch in der Hauptversammlung auslie-
gen bzw. zugänglich sein.

Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte

Im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung beträgt 
das Grundkapital der Gesellschaft € 131.593.276,00. Es ist ein-
geteilt in 131.593.276 auf den Inhaber lautende nennwertlose 
Stückaktien. Jede Stückaktie gewährt in der Hauptversamm-
lung eine Stimme. Damit beträgt die Gesamtzahl der Aktien 
und Stimmrechte im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptver-
sammlung insgesamt 131.593.276 Aktien und Stimmrechte. Es 
bestehen keine unterschiedlichen Gattungen von Aktien. Die 
Gesellschaft hält im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptver-
sammlung 328.015 eigene Aktien. Aus diesen stehen ihr keine 
Rechte zu.

Teilnahme an der Hauptversammlung und Ausübung des 
Stimmrechts

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des 
Stimmrechts in der Hauptversammlung ist gemäß § 13 der Sat-
zung jeder Aktionär berechtigt, der sich vor der Hauptversamm-
lung bei der Gesellschaft in Textform (§ 126b BGB) unter An-
gabe der Stückzahl der Aktien, auf welche sich die Anmeldung 
bezieht, anmeldet und der seine Berechtigung zur Teilnahme 
an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts 
durch einen in Textform (§ 126b BGB) erstellten Nachweis des 
Anteilsbesitzes durch das depotführende Institut nachweist. 
Die Anmeldung und der Nachweis müssen in deutscher oder 
englischer Sprache abgefasst sein und der Gesellschaft bei der 
nachfolgend genannten Stelle unter der angegebenen Adresse, 
Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse (die Anmeldeadresse) 
spätestens bis zum 10. Juni 2014, 24.00 Uhr zugehen:

Evotec AG 
c/o Deutsche Bank AG
Securities Production
General Meetings
Postfach 20 01 07
60605 Frankfurt am Main
Telefax: +49 (0)69 12012-86045
E-Mail: wp.hv@db-is.com

Der besondere Nachweis des Anteilsbesitzes muss sich auf den 
Beginn des einundzwanzigsten Tages vor der Hauptversamm-
lung, mithin den 27. Mai 2014, 00.00 Uhr (der Nachweis-
stichtag) beziehen.

Nach Eingang der Anmeldung sowie des besonderen Nachweises 
des Anteilsbesitzes werden den Aktionären Eintrittskarten für 
die Hauptversammlung übersandt. Um den rechtzeitigen Er-
halt der Eintrittskarten sicherzustellen, bitten wir die Aktionäre, 
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frühzeitig für die Übersendung des Nachweises ihres Anteilsbe-
sitzes an die Gesellschaft Sorge zu tragen. Die zugeschickten 
bzw. am Versammlungsort hinterlegten Eintrittskarten sind le-
diglich organisatorische Hilfsmittel und keine Voraussetzung für 
die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung des 
Stimmrechts.

Registrierte Inhaber von American Depositary Receipts (ADRs) 
erhalten die Informationen und Unterlagen zur Hauptversamm-
lung von der JPMorgan Chase & Co., P.O. Box 64504, St. Paul, 
MN 55164-0504, USA (jpmorgan.adr@wellsfargo.com). Bei 
Fragen zur Stimmrechtsausübung wenden Sie sich bitte an die 
JPMorgan Chase & Co., Tel. 800.990.1135 (innerhalb der USA) 
oder + 1.651.453 2128 (von außerhalb der USA).

Bedeutung des Nachweisstichtags

Der Nachweisstichtag ist das entscheidende Datum für den Um-
fang und die Ausübung des Teilnahme- und Stimmrechts in der 
Hauptversammlung. Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die 
Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung des 
Stimmrechts als Aktionär nur, wer den Nachweis erbracht hat. Die 
Berechtigung zur Teilnahme und der Umfang des Stimmrechts 
bemessen sich dabei ausschließlich nach dem Anteilsbesitz des 
Aktionärs zum Nachweisstichtag. Mit dem Nachweisstichtag 
geht keine Sperre für die Veräußerbarkeit des Anteilsbesitzes 
einher. Auch im Fall der vollständigen oder teilweisen Veräuße-
rung des Anteilsbesitzes nach dem Nachweisstichtag ist für die 
Teilnahme und den Umfang des Stimmrechts ausschließlich der 
Anteilsbesitz des Aktionärs zum Nachweisstichtag maßgeblich; 
d. h. Veräußerungen von Aktien nach dem Nachweisstichtag 
haben keine Auswirkungen auf die Berechtigung zur Teilnahme 
und auf den Umfang des Stimmrechts. Entsprechendes gilt für 
Zuerwerbe von Aktien nach dem Nachweisstichtag. Personen, 
die zum Nachweisstichtag noch keine Aktien besitzen und erst 
danach Aktionär werden, sind nicht teilnahme- und stimmbe-
rechtigt, es sei denn, sie lassen sich bevollmächtigen oder zur 
Rechtsausübung ermächtigen. Der Nachweisstichtag hat keine 
Bedeutung für die Dividendenberechtigung.

Verfahren für die Stimmabgabe durch einen Bevollmäch-
tigten

Die Aktionäre werden darauf hingewiesen, dass ihr Stimmrecht 
in der Hauptversammlung durch einen Bevollmächtigten, auch 
durch ein Kreditinstitut oder eine Vereinigung von Aktionären, 
ausgeübt werden kann. Auch in diesem Fall muss sich der Akti-
onär wie zuvor beschrieben fristgerecht zur Hauptversammlung 
anmelden und seinen Anteilsbesitz fristgerecht nachweisen. Be-
vollmächtigt ein Aktionär mehr als eine Person, so kann die Ge-
sellschaft eine oder mehrere von diesen zurückweisen.

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der 
Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen der 
Textform, es sei denn, die Vollmachtserteilung erfolgt an ein 
Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung oder an eine andere 
der in § 135 AktG gleichgestellten Personen oder Institutionen. 
Für die Bevollmächtigung eines Kreditinstituts, einer Aktionärs-
vereinigung oder einer diesen nach § 135 AktG gleichgestellten 
Person oder Institution können Besonderheiten gelten; die Ak-
tionäre werden gebeten, sich in einem solchen Fall mit dem zu 
Bevollmächtigenden rechtzeitig wegen einer von ihm möglicher-
weise geforderten Form der Vollmacht abzustimmen.
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Der Nachweis einer erteilten Bevollmächtigung kann dadurch 
geführt werden, dass der Bevollmächtigte am Tag der Hauptver-
sammlung die Vollmacht an der Einlasskontrolle vorweist. Für 
eine Übermittlung des Nachweises per Post, Telefax oder E-Mail 
verwenden Aktionäre bzw. Aktionärsvertreter bitte die nachfol-
gende Adresse, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse:

Evotec AG
c/o Better Orange IR & HV AG
Haidelweg 48
81241 München
Deutschland
Telefax: +49 (0)89 889 690 655
E-Mail: evotec@better-orange.de

Vorstehende Übermittlungswege stehen auch zur Verfügung, 
wenn die Erteilung der Vollmacht durch Erklärung gegenüber 
der Gesellschaft erfolgen soll; ein gesonderter Nachweis über 
die Erteilung der Bevollmächtigung erübrigt sich in diesem Fall. 
Auch der Widerruf einer bereits erteilten Vollmacht kann auf den 
vorgenannten Übermittlungswegen unmittelbar gegenüber der 
Gesellschaft erklärt werden. 

Aktionäre, die einen Vertreter bevollmächtigen möchten, wer-
den gebeten, zur Erteilung der Vollmacht und etwaigen Wei-
sungen das Formular zu verwenden, das die Gesellschaft hierfür 
bereit hält. Es wird den ordnungsgemäß angemeldeten Per-
sonen zusammen mit der Eintrittskarte zugesendet. Es kann 
zudem unter der vorstehenden Adresse postalisch, per Telefax 
oder per E-Mail angefordert werden und ist im Internet unter 
http://www.evotec.com in der Rubrik „Investoren“, „Termine/
Hauptversammlung“, „Hauptversammlung“ zugänglich.

Verfahren für die Stimmabgabe durch Stimmrechtsver-
treter der Gesellschaft

Als Service bieten wir unseren Aktionären an, von der Gesell-
schaft benannte weisungsgebundene Stimmrechtsvertreter zu 
bevollmächtigen.

Die Aktionäre, die den von der Gesellschaft benannten Stimm-
rechtsvertretern eine Vollmacht erteilen möchten, müssen sich 
ebenfalls unter Vorlage des besonderen Nachweises des Anteils-
besitzes rechtzeitig anmelden. Mit der Eintrittskarte erhalten 
unsere Aktionäre weitere Informationen zur Bevollmächtigung 
des Stimmrechtsvertreters der Gesellschaft sowie ein entspre-
chendes Formular zur Vollmachts- und Weisungserteilung. Es 
kann zudem unter der vorstehenden Adresse postalisch, per 
Telefax oder per E-Mail angefordert werden und ist im Internet 
unter http://www.evotec.com in der Rubrik „Investoren“, „Ter-
mine/Hauptversammlung“, „Hauptversammlung“ zugänglich. 

Soweit die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter 
bevollmächtigt werden, müssen diesen in jedem Falle Weisungen 
für die Ausübung des Stimmrechts zu den Beschlussvorschlägen 
der Verwaltung erteilt werden. Die Stimmrechtsvertreter der 
Gesellschaft sind verpflichtet, weisungsgemäß abzustimmen. 
Ohne Weisungen werden sich die Stimmrechtsvertreter der 
Stimme enthalten. Die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 
nehmen keine Vollmachten zur Einlegung von Widersprüchen 
gegen Hauptversammlungsbeschlüsse, zur Ausübung des Rede- 
und Fragerechts oder zur Stellung von Anträgen entgegen.
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Aktionäre, die die von der Gesellschaft benannten Stimm-
rechtsvertreter vor der Hauptversammlung bevollmächtigen 
möchten, werden aus organisatorischen Gründen gebeten, die 
Vollmachten nebst Weisungen spätestens bis zum Ablauf des 
16. Juni 2014 (Zugang) per Post, Telefax oder E-Mail unter der 
vorstehenden Adresse, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse 
oder elektronisch per Internet unter http://www.evotec.com in 
der Rubrik „Investoren“ „Termine/Hauptversammlung“, „Haupt-
versammlung“ unter dem Punkt „Stimmrechtsvertretung“ zu 
übermitteln. 

Darüber hinaus bieten wir form- und fristgerecht angemeldeten 
und in der Hauptversammlung erschienenen Aktionären und 
Aktionärsvertretern an, die von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter auch in der Hauptversammlung zu bevoll-
mächtigen.

Informationen zur Stimmrechtsvertretung stehen unseren Aktio- 
nären auch unter der Internetadresse http://www.evotec.com 
in der Rubrik „Investoren“, „Termine/Hauptversammlung“, 
„Hauptversammlung“ zur Verfügung. Persönliche Auskunft er-
halten unsere Aktionäre werktäglich zwischen 09.00 Uhr und 
17.00 Uhr unter der Telefon-Nummer +49 (0)89 / 889 690 620.

Rechte der Aktionäre nach §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 
127, 131 Abs. 1 AktG

Recht auf Ergänzung der Tagesordnung nach § 122 Abs. 2 AktG

Aktionäre, deren Anteile zusammen den anteiligen Betrag von 
€ 500.000,00 (entspricht Stück 500.000 Aktien) des Grundka-
pitals erreichen (die Mindestbeteiligung), können verlangen, 
dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt 
gemacht werden. Die Mindestbeteiligung muss der Gesellschaft 
nachgewiesen werden, wobei eine Vorlage von Bankbescheini-
gungen genügt. Die Antragsteller haben ferner nachzuweisen, 
dass sie seit mindestens drei Monaten Inhaber der Aktien sind 
und dass sie die Aktien bis zur (ggf. gerichtlichen) Entscheidung 
über das Verlangen halten (siehe §§ 122 Abs. 1 und 2 i.V.m.  
§ 142 Abs. 2 Satz 2 AktG). Bei der Berechnung dieser Frist ist  
§ 70 AktG zu beachten.

Das Verlangen ist schriftlich an die durch den Vorstand vertre-
tene Gesellschaft zu richten, wobei jedem neuen Gegenstand 
der Tagesordnung eine Begründung oder eine Beschlussvorlage 
beiliegen muss. Das Ergänzungsverlangen kann auch auf einen 
beschlusslosen Diskussionspunkt zielen. Es muss der Gesell-
schaft spätestens bis zum 17. Mai 2014, 24.00 Uhr, zugehen. 
Wir bitten, ein entsprechendes Verlangen an folgende Adresse 
zu senden:

Evotec AG	
– Vorstand –
Essener Bogen 7
22419 Hamburg
Deutschland

Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden, 
soweit sie nicht bereits mit der Einberufung der Hauptversamm-
lung bekannt gemacht wurden, unverzüglich nach Zugang des 
Verlangens im Bundesanzeiger bekannt gemacht und solchen 
Medien zur Veröffentlichung zugeleitet, bei denen davon ausge-
gangen werden kann, dass sie die Information in der gesamten 
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Europäischen Union verbreiten. Sie werden außerdem auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter http://www.evotec.com in 
der Rubrik „Investoren“, „Termine/Hauptversammlung“, „Haupt-
versammlung“ bekannt gemacht und den Aktionären mitgeteilt.

Gegenanträge von Aktionären nach § 126 Abs. 1 AktG

Aktionäre sind berechtigt, Gegenanträge gegen einen Vorschlag 
von Vorstand und Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der 
Tagesordnung zu stellen. Etwaige Gegenanträge müssen der 
Gesellschaft schriftlich, per Telefax oder E-Mail spätestens bis 
zum 02. Juni 2014, 24.00 Uhr mit Begründung ausschließ-
lich unter der folgenden Adresse, Telefax-Nummer oder E-Mail-
Adresse zugegangen sein:

Evotec AG
– Rechtsabteilung –
Essener Bogen 7
22419 Hamburg
Deutschland
Telefax: +49 (0)40 560 81 333
E-Mail: hauptversammlung@evotec.com

Anderweitig adressierte Anträge werden nicht berücksichtigt. 
Zugänglich zu machende Gegenanträge von Aktionären werden 
einschließlich des Namens des Aktionärs und einer Begründung 
des Antrags unverzüglich nach ihrem Eingang im Internet un-
ter http://www.evotec.com in der Rubrik „Investoren“, „Ter-
mine/Hauptversammlung“, „Hauptversammlung“ zugänglich 
gemacht. Eventuelle Stellungnahmen der Verwaltung hierzu 
werden ebenfalls unter dieser Internetadresse zugänglich ge-
macht. Von einer Zugänglichmachung eines Gegenantrags und 
seiner Begründung kann die Gesellschaft absehen, wenn einer 
der Ausschlusstatbestände gemäß § 126 Abs. 2 AktG vorliegt, 
etwa weil der Gegenantrag zu einem gesetzes- oder satzungs-
widrigen Beschluss der Hauptversammlung führen würde. Eine 
Begründung eines Gegenantrags braucht nicht zugänglich ge-
macht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zeichen 
beträgt.

Wahlvorschläge von Aktionären nach § 127 AktG

Aktionäre sind ferner berechtigt, Wahlvorschläge zur Wahl von 
Aufsichtsratsmitgliedern oder Abschlussprüfern zu unterbreiten. 
Für sie gilt die vorstehende Regelung zu Gegenanträgen sinnge-
mäß mit der Maßgabe, dass der Wahlvorschlag nicht begründet 
zu werden braucht. Über die vorgenannten Ausschlusstatbe-
stände des § 126 Abs. 2 AktG hinaus braucht der Wahlvorschlag 
auch dann nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn der Wahl-
vorschlag nicht Namen, ausgeübten Beruf und Wohnort der zur 
Wahl vorgeschlagenen Aufsichtsratsmitglieder bzw. des Prüfers 
enthält und bei Vorschlägen zur Wahl von Aufsichtsratsmitglie-
dern nicht die Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu bildenden 
Aufsichtsräten beigefügt ist.

Wir weisen darauf hin, dass Gegenanträge und Wahlvorschläge, 
die der Gesellschaft vorab fristgerecht übermittelt worden sind, 
in der Hauptversammlung nur dann Beachtung finden, wenn sie 
während der Hauptversammlung mündlich gestellt werden. 
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Auskunftsrecht nach § 131 Abs. 1 AktG

In der Hauptversammlung kann jeder Aktionär und Aktionärs-
vertreter vom Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der Ge-
sellschaft verlangen, soweit diese Auskunft zur sachgemäßen 
Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. 
Die Auskunftspflicht erstreckt sich auch auf die rechtlichen und 
geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu einem verbun-
denen Unternehmen und die Lage des Konzerns und der in den 
Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen. Auskunftsver-
langen sind in der Hauptversammlung grundsätzlich mündlich 
im Rahmen der Aussprache zu stellen.

Nach § 14 Abs. 2 Satz 2 der Satzung ist der Versammlungsleiter 
ermächtigt, das Frage- und Rederecht des Aktionärs zeitlich an-
gemessen zu beschränken. Außerdem ist der Vorstand berech-
tigt, in bestimmten, im Aktiengesetz abschließend geregelten 
Fällen (§ 131 Abs. 3 AktG) die Auskunft zu verweigern, etwa 
weil die Erteilung der Auskunft nach vernünftiger kaufmän-
nischer Beurteilung geeignet ist, der Gesellschaft oder einem 
verbundenen Unternehmen einen nicht unerheblichen Nachteil 
zuzufügen.

Erläuterungen zu den Antragsrechten (§§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1,  
127 Abs. 1 AktG) und Auskunftsrechten (§ 131 AktG) der Aktio- 
näre können auch im Internet unter http://www.evotec.com in  
der Rubrik „Investoren“, „Termine/Hauptversammlung“, „Haupt- 
versammlung“ eingesehen werden.

Übertragung der Hauptversammlung im Internet

Es ist vorgesehen, die Eröffnung der Hauptversammlung durch 
den Versammlungsleiter sowie die Rede des Vorstandsvorsit-
zenden für jedermann am 17. Juni 2014 ab 10.00 Uhr live im 
Internet zu übertragen und sie auch nach der Hauptversamm-
lung als Aufzeichnung zur Verfügung zu stellen.

Hinweis auf die Internetseite der Gesellschaft

Die Informationen nach § 124a AktG zur Hauptversamm-
lung finden sich auf der Internetseite der Gesellschaft unter  
http://www.evotec.com in der Rubrik „Investoren“, „Termine/
Hauptversammlung“, „Hauptversammlung“. Die Abstimmungs-
ergebnisse werden nach der Hauptversammlung unter dersel-
ben Internetadresse bekannt gegeben.

Hamburg, im Mai 2014
Evotec AG

Der Vorstand

25. März 2014	 Geschäftsbericht 2013

14. Mai 2014	 Bericht zum ersten Quartal 2014

17. Juni 2014	 Ordentliche Hauptversammlung 2014

12. August 2014	 Bericht zum ersten Halbjahr 2014

12. November 2014	 Neunmonatsbericht 2014

Finanzkalender



+49.(0)40.56081-255 
+49.(0)40.56081-333 Fax
hauptversammlung@evotec.com
www.evotec.com

Evotec AG 
Manfred Eigen Campus 
Essener Bogen 7
22419 Hamburg (Deutschland)

zur ordentlichen 
Hauptversammlung 
der Evotec AG

Anfahrt und öffentliche Verkehrsmittel
Das Radisson Blu Hotel, Hamburg Airport liegt 
direkt gegenüber der Terminals 1 & 2 und der 
Airport Plaza des Hamburg Airport.

Die öffentlichen Verkehrsmittel (S-Bahn-Linie S1) 
sind nur 100 Meter vom Radisson Blu Hotel, 
Hamburg Airport entfernt.

Parken am Hamburg Airport
Hotel- und Tagungsgästen stehen über 10.000 Parkplätze 
rund um das Hotel und dem Flughafengelände zu den 
aktuellen Tarifen des Hamburg Airport zur Verfügung. 
Die Parkkarten können direkt an der Rezeption 
entwertet werden.

Die Evotec AG erstattet keine Parkgebühren oder Kosten 
für die Anreise mit öffentlichen Verkehrsmitteln.

EINLADUNG

‘RESEARCH NEVER STOPS’ info@evotec.com | www.evotec.com

17. JUNI 2014, 10.00 UHR
RADISSON BLU HOTEL
Hamburg Airport, Flughafenstraße 1-3 
D-22335 Hamburg (Deutschland)

HERZLICHE EINLADUNG 
ZUR HAUPTVERSAMMLUNG
WWW.EVOTEC.COM/
HAUPTVERSAMMLUNG2014
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